
 
Änderungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zu dem Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU und der FDP 
für ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes  
über den Hessischen Rundfunk  
Drucksache 16/316 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n :  
 
Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert: 
 
1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

 a) In Nr. 1 Buchst. a wird Abs. 2 ab Nr. 26 wie folgt geändert: 

  "26. der Landesbehindertenrat, 

  27. der Hessische Jugendring. 

  Ferner gehören dem Rundfunkrat an: 

  28. fünf Abgeordnete des Hessischen Landtags. Dabei erhält 
jede Fraktion einen Grundsitz. Diese Vertreter werden vom 
Landtag nach Vorschlag der Fraktionen benannt. Die übri-
gen Vertreter des Landtags werden von diesem nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt." 

 
 b) Nr. 2 und Nr. 3 werden gestrichen. 
 
2. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

 In Satz 1 werden nach der Zahl 8 das Wort "und" durch ein Komma 
ersetzt und nach der Zahl 25 ein Komma sowie "26 und 27" einge-
fügt. 

 
 
 
 
 
Begründung: 

Zu Nr. 1 
 
Zu a) 
Die Aufnahme des Landesbehindertenrates und des Hessischen Jugendrings 
trägt der gesellschaftlichen Relevanz der beiden Organisationen Rechnung, 
die im Anhörungsverfahren eindrucksvoll bestätigt wurde. 
 
Durch die Einführung eines Grundsitzes für die Fraktionen des Hessischen 
Landtags im Rundfunkrat wird die Repräsentanz aller im Landtag vertrete-
nen Fraktionen im Rundfunkrat gewährleistet. Dies trägt zur Pluralität des 
Gremiums bei. 
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Zu b) 
Das Wahlverfahren und die Zusammensetzung des Verwaltungsrates haben 
sich bewährt. Deshalb ist eine Änderung nicht erforderlich. 
 
Eine Streichung des § 14 muss unterbleiben, da die Sachverständigen wie 
bisher gewählt und an der Arbeit des Verwaltungsrates beteiligt werden 
sollen. Durch den Paragraph wird zudem die fachliche Kompetenz der Sach-
verständigen gesichert. 
 
Zu Nr. 2 
 
Notwendig zur Besetzung der Rundfunkratssitze von Landesbehindertenrat 
und Hessischem Jugendring zum 1. Januar 2004. 
 
Wiesbaden, 3. November 2003 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Tarek Al-Wazir 

 
 


